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BasellandMittwoch, 8. Dezember 2021

Grenzregionen fordern Bundesrat heraus
Nach demgescheiterten Rahmenabkommenmit der EU fordert StänderätinMayaGrafmehrMitsprache der Kantone in der Aussenpolitik.

Hans-Martin Jermann

DassderBundesrat einseitigdie
VerhandlungenmitderEUüber
ein Rahmenabkommen abge-
brochenhat, stiess inderRegion
Basel auf Unverständnis. Ne-
gativeKonsequenzenfolgtenauf
dem Fuss: Die EU schloss die
Schweiz vom Forschungspro-
grammHorizonaus,dasdieUni-
versität Basel in den vergange-
nen Jahren mit Dutzenden Mil-
lionenFrankenanFördergeldern
alimentiert hatte.

Neben dem eigentlichen
Entscheid sorgt auch das Vor-
gehen des Bundesrats für Kri-
tik:«Erhat vordemAbbruchdie
Kantonenicht konsultiert», sagt
die Baselbieter Ständerätin
MayaGraf (Grüne).Dabei spür-
ten die beiden Basel als Grenz-
kantone die Folgen des Ab-
bruchs und die damit einherge-
hendeUnsicherheit besonders.

Bundesrat:Aussenpolitik
sei SachedesBundes
Mit einem Vorstoss, der heute
Mittwoch im Ständerat behan-
delt wird, fordert Graf, dass die
Kantonekünftig bei aussenpoli-
tischenEntscheidendesBundes
ein verschärftes Mitsprache-
recht erhalten. Die Baselbie-
terVertreterin imStöckliwirdes
mit ihrem Anliegen schwer ha-
ben; der Bundesrat lehnt dieses
dezidiert ab. Erstens sei laut
Verfassung Aussenpolitik prin-
zipiell Sache des Bundes. Zwei-
tenswürdendieKantonebereits
heute via Anhörung in die Vor-
bereitung aussenpolitischer
Entscheide einbezogen, findet
die Landesregierung.

Das weiss Maya Graf natür-
lich alles. Sie fordert vom Bun-
desrat denn auch, dass er eine
Auslegeordnungvornehmeund
Möglichkeitenaufzeige,wieund
in welchen Gremien die Kanto-

ne stärker und vor allem früher
einbezogen werden könnten.
«Da besteht ein relativ grosser
Spielraum», ist sie überzeugt.
InsbesonderedieGrenzkantone
würden immer stärker über die
LandesgrenzenhinausmitKör-
perschaften und Institutionen
im benachbarten Ausland zu-
sammenarbeiten.«VieleRegio-
nen inder Schweiz, nebenBasel
auch Genf, das Tessin oder die
Bodenseeregion, bilden über
die Grenzen hinaus einen ge-
meinsamen Wirtschafts-, Le-
bens- und Kulturraum.»Dieser
Entwicklungenmüsse der Bun-
desrat Rechnung tragen. «Die

kleine Schweiz, die Aussenpoli-
tik für sichalleinemacht, gibt es
so nichtmehr.»

Kantone fordertenschon
vor JahrenÄhnliches
SelbstwennGrafmit ihremVor-
stoss imBundesparlamenteinen
schweren Stand haben dürfte,
aus der Luft gegriffen ist die-
ser freilich nicht. Der damalige
CVP-StänderatFilipoLombardi
forderte 2019eine stärkereMit-
sprache des Parlaments beim
Rahmenabkommen. Bereits
2013 beantragte die Konferenz
derKantonsregierungen (KDK),
dass der BunddieKantone um-

gehend und umfassend über
aussenpolitische Vorhaben in-
formiert. Auch brachten die
Kantone damals ein neues ge-
meinsames Organ von Bund
und Kantonen für den Aus-
tausch und die Meinungsbil-
dung in europapolitischen Fra-
gen ins Spiel.

Mit ihrem Positionspapier
vom Dezember 2013 sind die
Kantone beim Bund allerdings
aufgelaufen: «Von den Forde-
rungen ist kaum etwas umge-
setzt», bestätigt KDK-General-
sekretär Roland Mayer auf An-
frage.DiedamaligeBegründung
des Bundesrates, weshalb man

vorerst auf innerstaatliche Re-
formen verzichten wolle, wirkt
angesichts der Entwicklungen
der letzten Monate fast schon
ironisch: Man wolle zunächst
den Abschluss des Rahmenab-
kommensmitderEUabwarten.

DassnunderBundesratauch
Grafs Vorstoss ablehnt, kommt
für Mayer nicht überraschend.
DieFeststellung,dassdieKanto-
ne bereits heute bei aussenpoli-
tischen Fragen angehört wer-
den, sei gewiss korrekt. «Nur ist
sie aus Sicht einerMehrheit der
Kantone eben verbesserungs-
würdig –dashabendieUmstän-
de des Abbruchs der Verhand-

lungenzumRahmenabkommen
gezeigt», betontMayer.

Die Basler Ständerätin Eva
Herzog (SP)unterstütztdenVor-
stoss ihrer Baselbieter Amtskol-
legin, auchwenn sie befürchtet,
dass eine verbindliche Mitspra-
che der Kantone kaum umge-
setztwerdenkann.DerVorstoss
sei im Sinne einer Meinungs-
kundgebungaberwichtig. Insbe-
sondere dieGrenzkantonewür-
denunterder aktuellenAussen-
politik leiden, sagt Herzog und
fügtan:«Fürmich istdaherklar,
wirmüssendenDruckaufrecht-
erhalten unddenBundesratmit
Forderungen zudecken.»

Die Baselbieter Ständerätin Maya Graf musste für ihren Vorstoss im Stöckli Überzeugungsarbeit leisten. Bild: Keystone (8. September 2020)

«Diekleine
Schweiz,die
Aussenpolitik
fürsichalleine
macht,gibtes
sonichtmehr.»

MayaGraf
Baselbieter Ständerätin (Grüne)

Baselbieter Grüne opfern Kantonsbudget
Parteiwill Finanzplan zurückweisenundum50MillionenFranken für dieUmwelt aufstocken.

Es wäre eine schallende Ohr-
feige für die gesamte Baselbie-
ter Regierung: In einer Woche
könnte der Kanton ohne Bud-
get und ohneAufgaben- undFi-
nanzplanung (AFP) 2022 bis
2025 dastehen. Im jüngst pu-
blizierten Bericht der Finanz-
kommission (Fiko) steht, dass
ein Antrag auf Rückweisung
des AFP an die Regierung an-
gekündigt wurde. Würde dies
im Landrat eine Mehrheit fin-
den, dürfte die Regierung so
lange nur die für die Verwal-
tungstätigkeit unerlässlichen
Ausgaben tätigen, bis er den
AFP überarbeitet hätte.Mit der
Rückweisung verbunden wä-
re der Auftrag an die Regie-
rung, «denAFPmit einemPro-
gramm aus konkreten Mass-
nahmen zugunsten des Klimas
im Umfang von 50 Millionen
Franken über die nächsten vier
Jahre zu ergänzen», heisst es
im Bericht.

Wiediebzweiss, steckendie
Baselbieter Grünen hinter die-

sem ungewöhnlichen Antrag.
Fiko-Mitglied Klaus Kirchmayr
bestätigt auf Anfrage, dass er
das Anliegen in die Kommis-
sionssitzung eingebracht hat:
«Wir finden es enttäuschend,
dass man bei fast 100 Mittel-
und Langfristzielen des AFP
jene zum Klimaschutz an einer
Hand abzählen kann. Für die
Senkung der Vermögenssteuer
für die Reichsten wird ein drei-
stelligerMillionenbetragaufge-
wendet – fürsKlimakaumetwas.
Der Kanton setzt die falschen
Prioritäten.Damit sindwirnicht
einverstanden.» Jetzt sei der
Zeitpunkt, endlich ins Klima zu
investieren:«Wirhabendiebes-
te Finanzlage dieses Jahrtau-
sends.Wann,wennnicht jetzt?».
Er zeigt sich zudem überzeugt,
dass die Regierung die 50 Mil-
lionen Franken relativ rasch
als Pauschalpositionen in den
AFPeinbauenkönnte.Konkrete
Massnahmen könnten dann
später definiert werden.

In der Fiko blieben die bei-

dengrünenVertreterKirchmayr
und Laura Grazioli damit chan-
cenlos. Mit 10 zu 2 Stimmen
empfiehlt die Kommission dem
Landrat, den Rückweisungsan-
trag abzulehnen. Was auffällt:
MitEVP-LandratThomasBuser
hat sogar der Fraktionskollege
der Grünen Nein gesagt, wie er
der bz bestätigt: «Beim Budget
geht es um konkrete Massnah-
menundnicht umPauschalfor-
derungen. Ausserdemhatmich
die Regierung überzeugt, dass
imAFPdurchausdiverseKlima-
schutz-Ziele vorhanden sind.»
Buser sei aucherst sehrkurzfris-
tig von Kirchmayr informiert
worden.

NichteinmaldieSP
unterstütztdasManöver
Damitwar er nicht alleine. «Wir
wurden sehr überrascht vom
Antrag», sagt auch SP-Mitglied
PascaleMeschberger.DerKan-
ton brauche ein verabschiede-
tesBudget. «Wir vonder SPkri-
tisieren auch, dass es dem AFP

beim Klimaschutz mangelt,
aber derWegderGrünen ist der
falsche.»Besser seien konkrete
Budgetpostulate.

Deutlichwird Saskia Schen-
ker von der FDP: «Das buche
ichunter reinemVorwahlkampf
der Grünen ab. Es kam kein
konkreter Vorschlag, sondern
man will bloss die Bühne der
Budgetdebatte nutzen.» Der
AFP sei nicht dafür gedacht,
pauschal grosse Summeneinzu-
stellen. Schenker geht einenan-
derenWeg und fordert per Vor-
stoss erst eine Auslegeordnung
über alleUmweltmassnahmen.

Dabei sieht sie vor allem
auchden grünenBau- undUm-
weltschutzdirektor Isaac Reber
inderVerantwortung. Tatsäch-
lichübt hier auchKirchmayr lei-
se Kritik am eigenen Regie-
rungsrat: «Wir sindnicht glück-
lich und das bekommt Isaac
durchaus vonuns zu hören.Die
Regierung ist nun gefordert.»

Michael Nittnaus

Geissenriss in Lauwil:
Es war tatsächlich ein Wolf
DNA-Analysen Am 18. Novem-
ber wurden in Lauwil sieben
Hausziegen gerissen (die bz be-
richtete). Sofort kam der Ver-
dacht auf, dass einWolf dies ge-
tanhabenkönnte – aber ganz si-
cher konnte man bisher nicht
sein. Jetzt bestätigenDNA-Ana-
lysen: Es war tatsächlich ein
Wolf, der in Lauwil zubiss. Das
zeigenUntersuchungen des zu-
ständigen Labors der Univer-
sität Lausanne, wie das Amt für
Wald beider Basel jetztmitteilt.

Unklar bleibt, ob es sich
beim Wolf, der in Lauwil zuge-
schlagen hat, um dasselbe Tier
handelt, das vier Tage später in
Zeglingen fotografiert worden
ist,wie dasAmt fürWaldweiter
schreibt. Die Stiftung Koor-
dinierteForschungsprojekte zur
Erhaltung und zum Mana-
gement der Raubtiere in der
Schweiz (Kora)hattedas inZeg-
lingen gesichtete Tier offiziell
als Wolf bestätigt. Es war das
erste Mal, dass ein Wolf im Ba-
selbiet zweifelsfrei festgestellt
wurde. Der Riss in Lauwil, der

jetzt ebenfalls bestätigt worden
ist, fandallerdingsvierTagevor-
her statt. Damit ist er wohl als
erstes Auftauchen desWolfs im
Kanton zu werten. Bereits am
12.Novemberwar inNunningen
ein Tier in eine Fotofalle gera-
ten, es war die erste bestätigte
Sichtung eines Exemplars im
Schwarzbubenland.

WievieleTieregerade inder
Region unterwegs sind, weiss
niemand. «Da Wölfe in kurzer
Zeit weite Distanzen zurückle-
gen können, ist zurzeit unklar,
ob sich der Wolf nach wie vor
imBaselbiet aufhält oderbereits
weitergezogen ist», schreibt
der Kanton. Aktuell würden
schweizweit zwischen 130 und
150 Wölfe leben. «Es ist jeder-
zeit damit zu rechnen, dassEin-
zeltiere in den Kanton Basel-
Landschaft einwandern.» Der
Kanton bittet die Bevölkerung,
verlässliche Beobachtungen ei-
ner Wolfspräsenz dem Amt für
Wald zumelden, oder allenfalls
der Polizei. Das Amt berät zu-
demHerdentierhalter. (mec)


